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Kommunalwahl 2006

Zukunftsfähiges Marburg
Linke Perspektiven einer sozialen und nachhaltigen
Kommunalpolitik

Am 26. März entscheiden die Bürgerinnen und Bürger in Mar-
burg, ob in den nächsten fünf Jahren im Marburger Stadtparla-
ment die bisherige Politik der großen Gesten und kleinen Ta-
ten fortgesetzt wird oder ob eine starke linke Fraktion mit zahl-
reichen Vorhaben zugunsten der Benachteiligten, der Minder-
heiten, der Natur, der kulturellen Vielfalt neuen Schwung brin-
gen kann.

Die Welt ist keine Ware –
Eine andere Welt ist möglich
Tagtäglich wird versucht, die Menschen davon zu überzeugen,
dass es nur so geht wie es gerade geht. VertreterInnen der Wirt-
schaft, der Medien und der etablierten Parteien erklären gebets-
mühlenartig, dass nur Wettbewerb, Privatisierung, Flexibilisie-
rung und Deregulierung zu Wohlstand führen können.

Immer mehr Menschen entdecken jedoch die versteckte Bedeu-
tung dieser Begriffe. „Wettbewerb“ heißt Wettlauf um die nied-
rigsten Kosten. Die Menschen erhalten weniger Lohn, damit die
Gewinne steigen. „Privatisierung“ ist eine vornehme Umschrei-
bung für die Verschleuderung öffentlichen Eigentums. Der Kauf-
preis für das Uniklinikum, ein Zehntel des tatsächlichen Wer-
tes,  ist der schlagende Beweis.

In die deutsche Sprache übersetzt bedeutet „Flexibilisierung“
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längere Arbeitszeiten möglichst rund um die Uhr ohne Rück-
sicht auf familiäre Bedingungen, soziale und kulturelle Traditi-
onen. Niedrige Löhne, nach Möglichkeit nahe an der Ein-Euro-
Grenze, sind inbegriffen. „Deregulierung“ heißt Abbau des Kün-
digungsschutzes und Unterlaufen der Tarifverträge, heißt
befristete Arbeitsverträge und Minijobs nebst Leiharbeit.

Sind die Begriffe erst einmal entlarvt, erschließen sich andere
Ideen für die Zukunft.

Sozialabbau stoppen –
Marburg solidarisch gestalten
Die „Agenda 2010“ der Regierung Schröder und die „Operation
sichere Zukunft“ von Roland Koch haben tiefe Spuren hinter-
lassen. Der Sozialabbau trifft vor allem Kinder, Jugendliche und
ältere Menschen. Die Schere zwischen Arm und Reich öffnet sich
in Marburg wie im ganzen Land immer weiter. Soziale Not lässt
auch bei uns Schulkinder um ein Pausenbrot betteln.

Um Menschen mit geringem Einkommen eine Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben zu gestatten, ist es notwendig, dass die
Kommune helfend eingreift. Ein Instrument dazu ist in Marburg
der Stadtpass. Er ermöglicht einkommensschwachen Personen,
öffentliche Dienstleistungen verbilligt in Anspruch zu nehmen.
Die 2003 erfolgten Kürzungen der Leistungen auf den Stadt-
pass sind zurückzunehmen. Die Marburger Linke fordert:

Die Kommune muss alle städtischen und in freier Träger-
schaft befindlichen Beratungsstellen so ausstatten, dass
zuverlässig akut Hilfe geleistet werden kann. Beim Land
muss auf entsprechende Zuschüsse gedrängt werden.
Menschen in akuter Not – wegen Armut, ungewollter
Schwangerschaft, Drogenproblemen usw. – gehören nicht
auf Wartelisten.
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Ausweitung der Leistungen des Stadtpasses: Stadtpassin-
haberInnen sollen 50 Prozent Ermäßigung im Öffentlichen
Nahverkehr und auf die Eintrittspreise der Schwimmbäder
bekommen. Zwei Kurse pro Semester bei der Volkshoch-
schule sollen wieder kostenfrei sein.

Gleiche Chancen für alle Kinder
In Deutschland entscheidet die soziale Herkunft viel stärker über
Bildungs- und Lebenschancen als in vergleichbaren Ländern. Ein
flächendeckendes Angebot an wohnortnaher Ganztagsbetreu-
ung ist ein wichtiger Baustein, um diesem Missstand abzuhel-
fen. Die baulichen und personellen Voraussetzungen für die Ganz-
tagsschule sind wegen unzureichender und falsch verteilter
Landesmittel jedoch mangelhaft.

Familienfreundliche Öffnungszeiten, bezahlbare gesunde Kost
und pädagogische Konzepte, die über ein bloßes Verwahren
hinausgehen, sind Bestandteile einer qualifizierten Betreuung.

Die Marburger Linke fordert:

Ausreichend Krippen- und Hortplätze und schrittweise
Einführung der Gebührenfreiheit für diese Angebote.

2. Alexandra
Darabos

geb. 1967
Malerin, Hausfrau,
Stadtverordnete

1. Henning Köster
geb. 1949, Lehrer,
Fraktionsvorsitzender
der Marburger Linken
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Die Friedrich-Ebert-Schule muss Ganztagsschule werden.
Mit dem Bau der Sporthalle für die Otto-Ubbelohde-
Schule, der auf Antrag der Marburger Linken längst be-
schlossene Sache ist, muss endlich begonnen werden.
Alle SchülerInnen müssen kostenlos befördert werden –
finanziert durch die Einnahmen aus den Parkgebühren.
Verstärkt sind Projekte zu fördern, die Benachteiligungen
ausgleichen: insbesondere für Kinder mit Migrationshin-
tergrund und/oder aus sozial benachteiligten Familien.
Angesichts des Lehrstellenmangels ist es unabdingbar,
dass die Fachstelle für Jugendberufshilfe mit verbesserter
personeller Besetzung wieder operativ tätig wird.
Alle freien Träger, die Menschen unterstützen, die Verant-
wortung für Kinder übernehmen, müssen stärker gefördert
werden.

Für Kinder und Jugendliche müssen bezahlbare Freizeitmöglich-
keiten erhalten und ausgebaut werden.

Die Marburger Linke fordert:

Aufenthaltsräume für Kinder müssen wieder mit mehr Mit-
teln ausgestattet werden: Spielplätze, Schulhöfe, Bolz-

3. Pit Metz
geb. 1953
Betriebsratsvorsit-
zender der Blinden-
studienanstalt,
Stadtverordneter

4. Birgit Schäfer
geb. 1953
Künstlerin
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plätze, Räume für Theater, Musik und Kunst.
Das Hallenbad in der Marbach ist finanziell abzusichern.
Die Kombi-Karte für die Nutzung des Frei- und Hallenbad-
bereichs des Aquamar im Sommer muss erhalten bleiben.
Weil die Freibadschwimmfläche in Marburg zu klein ist, ist
ein 50m-Becken für das Aquamar erforderlich.

Hartz IV – ein besonderes Kapitel
Seit dem 1. Januar 2005 verwaltet das beim Kreis angesiedelte
„Kreisjobcenter“ die von Hartz IV betroffenen Menschen, die
BezieherInnen von Arbeitslosengeld II. Für den Haushalt der
Stadt Marburg brachte dies eine kräftige Einsparung: die Per-
sonalausgaben sanken deutlich um mehr als eine Million Euro.

Für die Betroffenen hingegen ist Hartz IV gesetzlich verordne-
te Armut. Nach Einschätzung des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes reichen die Regelsätze zum Leben nicht aus. Die „Ver-
folgungsbetreuung“, wie sie ein Sprecher der Marburger Erwerbs-
loseninitiative nennt, führe zu weiteren Misslichkeiten. Schnüf-
feleien in privaten Beziehungen, fehlerhafte Bescheide, verspä-
tete Geldzahlungen und Androhung von Zwangsumzügen belas-
ten die Langzeitarbeitslosen, die jetzt „Kunden“ genannt wer-
den, zusätzlich.  Sie werden in sogenannte Ein-Euro-Jobs ge-
zwungen, die keine Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt
garantieren, aber reguläre Arbeitsplätze vernichten.

Die Marburger Linke fordert:

Ein-Euro-Jobs bei der Stadt und ihren Betrieben sind
durch sozialversicherungspflichtige Stellen zu ersetzen.
Öffentliche Ko-Finanzierung von ABM-Stellen bei Beschäf-
tigungsgesellschaften.
Kommunale Verantwortungsträger müssen beim Kreis,
beim Land und beim Bund darauf drängen, dass Hartz IV
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so umgestaltet wird, dass alle Menschen genug zum Leben
und zur Teilnahme am gesellschaftlichen Leben haben, un-
abhängig davon, ob sie für Lohn oder ehrenamtlich zum
Wohl der Gemeinschaft tätig sind.
Es ist sicher zu stellen, dass in keiner Schulform Kinder
benachteiligt werden, weil das Einkommen der Eltern zum
Kauf zusätzlicher Unterrichtsmittel oder zur Finanzierung
besonderer Unternehmungen nicht reicht.
Wer bei wem wann und wie oft übernachtet – das geht
keine Verwaltung und kein Kreisjobcenter etwas an.

Gleichstellung und
Geschlechtergerechtigkeit
Frauen und Männer sind nicht in allen gesellschaftlichen Berei-
chen gleichgestellt. Frauen wird die Erwerbsarbeit oft immer
noch schwer gemacht. Männer haben hinsichtlich ihrer Beteili-
gung an Haus- und Familienarbeit Nachholbedarf. Gewiss: Kom-
munalpolitik kann eine geschlechtergerechte Gesellschaft nicht
verordnen. Aber sie kann die lokalen Rahmenbedingungen für
mehr Geschlechtergerechtigkeit verbessern. In der Verwaltung

5. Michael Weber
geb. 1969
Chemiker, Mitbegrün-
der Initiative „Volks-
begehren gegen Kli-
nika-Privatisierung“
Vorstandsmitglied
der WASG

6. Halise Adsan
geb. 1974
Studentin
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und bei städtischen Gesellschaften müssen auch in Führungs-
positionen mehr Teilzeitstellen für Frauen und Männer einge-
richtet werden. „Gender Budgeting“ (eine Haushaltspolitik, die
geschlechtsspezifische Auswirkungen berücksichtigt) ist ein In-
strument, um Haushaltsentscheidungen auf ihre Auswirkungen
auf die Situation von Frauen und Männern zu überprüfen. Die
Marburger Linke wird darauf dringen, dieses Instrument bei den
nächsten Haushaltsberatungen stärker einzusetzen.

Öffentliche Räume sind vor allem für Frauen und Mädchen si-
cherer zu gestalten. Die Marburger Linke unterstützt alle Ini-
tiativen und Projekte zur Ächtung von Gewalt gegen Frauen und
Kinder. Präventivmaßnahmen und Mediationsprojekte sind
besonders an Schulen durchzuführen. Beratungs- und Schutz-
angebote sind zu erweitern. Finanzielle Mittel für Vereine, In-
itiativen und Selbsthilfegruppen dürfen nicht gekürzt werden.

Die Marburger Linke fordert:

Quotierte Besetzung der städtischen Gremien.
Quotierung von Führungspositionen bei der Verwaltung
und bei städtischen Gesellschaften.
Bessere Ausstattung von Vereinen und Gruppen, in denen

7. Nico Biver
geb. 1955
Diplom-Volkswirt
Mitglied des
Magistrats

8. Eva Chr.
Gottschaldt

geb. 1953
Selbständig

Ehem. Fraktionsvorsit-
zende der Linken
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Mädchen Selbstverteidigungstechniken lernen können.
Bei allen frauenrelevanten Maßnahmen sind die Gleichstel-
lungskommission und die Arbeitsgemeinschaft gegen Ge-
walt gegen Frauen einzubeziehen.

Öffentliche Daseinsvorsorge sichern –
Privatisierung verhindern
In der vergangenen Legislaturperiode wurde der städtische Ei-
genbetrieb Stadtwerke gegen den Widerstand der Marburger
Linken in die Rechtsform einer GmbH überführt. Diese Privati-
sierung wurde von sämtlichen anderen Parteien im Stadtparla-
ment als „Umstrukturierung“ begrüßt: Das städtische Unterneh-
men werde „flexibler am Markt“ agieren können.

Das eigentliche Ziel bestand jedoch darin, die Personalkosten
zu senken. Zu diesem Zweck übernahmen die Stadtwerke eine
kleine Firma, die Mabus GmbH. Neueinstellungen von FahrerIn-
nen für Busse und Anrufsammeltaxis (AST) erfolgen über die
Mabus. Für die gleiche Leistung bekommen sie ein Drittel we-
niger Lohn als die bisherigen Beschäftigten. Im Dezember 2005
beherrschte dieses städtische Unternehmen die Schlagzeilen. Die
befristeten Arbeitsverträge von AST-FahrerInnen wurden nur ver-
längert, wenn eine Lohnkürzung um ein weiteres Sechstel ak-
zeptiert wurde. Gewerkschaftliche Gegenwehr wurde mit Repres-
salien beantwortet: Druck auf Mitarbeiter, Angebotsverschlech-
terung und steigende Arbeitsbelastung.

Lohndrückerei ist auch anderswo an der Tagesordnung. So wur-
den zur „Entlastung“ des Dienstleistungsbetriebes Marburg
(DBM) die Marburger Entsorgungsgesellschaft mbH (MEG) und
zur „Gesundung“ der Altenhilfe Stiftung St. Jakob die Marbur-
ger Service GmbH gegründet.

Federführend bei diesen „Umstrukturierungen“ waren SPD und



10

Grüne. Sie wurden unterstützt von allen anderen Parteien, mit
Ausnahme der Fraktion der Linken.

Die Marburger Linke fordert:

Keine Tarifflucht und strikte Einhaltung von Tarifverträ-
gen bei städtischen Unternehmen.
Keine Behinderung von gewerkschaftlichen Aktivitäten.
Rücknahme der Privatisierung der Stadtwerke: Aufgaben
der öffentlichen Daseinfürsorge gehören in die Hand der
Kommune.

Finanzielle Bedingungen verbessern
Die verfehlte Steuer- und Finanzpolitik auf Bundes- und Lan-
desebene bleibt nicht ohne Wirkung auf die finanziellen Spiel-
räume in Marburg. Die alljährlich im Frühjahr der Marburger
Öffentlichkeit präsentierten finanziellen Horrorszenarien stimm-
ten selten mit der Wirklichkeit überein. Regelmäßig werden die
zu erwartenden Gewerbesteuereinnahmen kleingerechnet, um
Kürzungen im Haushalt durchzusetzen. Diese treffen dann vor
allem den Sozialhaushalt und die freien Träger der Kulturszene.

10. Astrid Kolter
geb. 1981
Studentin

Stadtverordnete

9. Eckhard Kohn
geb. 1957
Angestellter
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Die Forderungen der Marburger Linken zur Stärkung der Einnah-
men im städtischen Haushalt werden regelmäßig von den übri-
gen Fraktionen abgelehnt. Zum Beispiel wurde jahrelang auf die
gesetzlich mögliche Ausschüttung der Gewinne der Sparkasse
verzichtet.

Die Marburger Linke fordert zur Verbesserung der städtischen
Finanzlage:

Anhebung der Gewerbesteuer auf das Niveau vergleichba-
rer Städte.
Gewinnausschüttung der Sparkasse bis zur gesetzlich
möglichen Grenze.
Überschüsse der städtischen Unternehmen sind verstärkt
in den Haushalt einzustellen.
Investitionen zur Reduzierung von Unterhaltungskosten
städtischer Gebäude sind durch Contracting-Modelle zu
finanzieren.

Direkte Demokratie wagen –
Mehr Bürgerbeteiligung
Die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern am politischen
Geschehen soll sich nicht auf die bloße Stimmabgabe bei den
Kommunalwahlen beschränken. Die MarburgerInnen haben in der
Vergangenheit bewiesen, dass sie bereit und fähig sind, kom-
plexe Sachverhalte kompetent zu verarbeiten. Jedoch ziehen die
jüngsten Berichte der Gruppen der Agenda 21 ein eher ernüch-
terndes Fazit des bürgerlichen Engagements. Große Teile der
Vorschläge verstauben in den Schubladen der Verwaltung oder
werden nur halbherzig umgesetzt. Bürgerbeteiligung wird
dadurch demotiviert. Dies ist auch der Fall, wenn sie – wie bei
der MarBID – auf die Mitbestimmung der Gewerbetreibenden und
der Hausbesitzer reduziert wird. Das muss geändert werden.
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Auf Antrag der Marburger Linken beschloss das Stadtparlament
im Januar 2006, dass der Magistrat Wege zur Aufstellung eines
„Bürgerhaushaltes“ prüft, wie sie bereits in Nordrhein-Westfa-
len in einem Modellversuch gegangen werden. In diesem – auch
„Beteiligungshaushalt“ genannten – Verfahren sollen möglichst
viele Menschen bei der Erstellung des kommunalen Haushalts
zu Rate gezogen werden. Die Marburger Linke wird darauf drän-
gen, das die von den Bürgern gemachten Vorschläge auch tat-
sächlich verwirklicht werden.

Die Marburger Linke fordert:

Konsequente Umsetzung der Ergebnisse der Verfahren der
BürgerInnenbeteiligung.
Selbstverpflichtung der Stadtverordnetenversammlung,
dem Votum der BürgerInnen zu folgen.
Umgehender Beginn der Vorbereitungen zur Aufstellung
eines „Bürgerhaushalts“.

Nachhaltige Stadtentwicklung
Vermeidung jeder Verschwendung und äußerste Effizienz bei der
Nutzung von Siedlungsflächen sind Grundpfeiler eine nachhal-
tigen Stadtentwicklung. Dies erfordert eine Stadtplanung, die
Rahmenbedingungen setzt. Daher ist es sinnvoll und notwen-
dig, einen integrierten Stadtentwicklungsplan mit qualifizier-
ter Bürgerbeteiligung aufzustellen. Bestehende Einzelpläne wie
der Verkehrsentwicklungsplan Nord, Landschaftspläne, die Vor-
planungen zum Sanierungsgebiet Nordstadt usw. sind einzube-
ziehen. Um dabei Schritte zu vermeiden, die später von der
Mehrheit der BürgerInnen bedauert werden, sind für die ein-
zelnen Stadtteile Gestaltungssatzungen zu erstellen. Die Bau-
aufsicht ist personell zu verstärken, um Auflagen gegenüber
Bauherren durchzusetzen.
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Um eine weitere Zersiedelung der Landschaft zu vermeiden,
sollen zunächst die Baulücken geschlossen werden, bevor neue
Baugebiete ausgewiesen werden. Die innerstädtischen Bauvor-
haben sind zügig voranzutreiben. Der Bau der Mehrzweckhalle
auf dem Fronhofgelände ist überfällig. Die Sanierung der Nord-
stadt und die Umgestaltung der Umgebung der Elisabethkirche
sollen Thema einer zeitnah einzuberufenden Bürgerversammlung
sein.

Es gibt zu wenig innerstädtische Naherholungsflächen Daher
drängt die Marburger Linke darauf, die Parkplätze an der Lahn
zurückzubauen. Die dort entstehenden Spiel- und Liegewiesen
können die Lahnwiesen im Südviertel entlasten. Der Alte Bota-
nische Garten muss auch nach dem Kliniksumzug weiterhin al-
len Bevölkerungsgruppen zur Verfügung stehen.

Die Marburger Linke fordert:

Aufstellung eines integrierten Stadtentwicklungsplanes
mit qualifizierter Bürgerbeteiligung.
Veröffentlichung der Beschlüsse des Denkmalbeirates und
des Gestaltungsbeirates.
Zwei zusätzliche Planstellen in der Bauaufsicht.

Kommunale Verkehrspolitik
Die kleinen Verbesserungen in den letzten Jahren zugunsten des
Bus-, Rad- und Fußverkehrs haben nichts daran geändert, dass
der PKW-Verkehr in der Innenstadt und die Zahl der Parkplätze
zugenommen haben. Die schwächsten VerkehrsteilnehmerInnen
(Kinder, alte Menschen, Menschen mit Behinderungen) haben
ebenso das Nachsehen wie die InnenstadtbewohnerInnen und
die vielen Menschen, die sich kein Auto leisten können oder
wollen.

Auch wenn der ehemalige OB Möller nicht in allen Punkten der
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Autofahrerfraktion aus CDU, FDP, BfM und MBL folgte, legte er
dennoch sein Veto ein gegen Beschlüsse für mehr Tempo-30-
Zonen, für Verkehrsberuhigung oder ein Tempolimit auf der
Stadtautobahn. Die verkehrspolitischen Erfolge der Marburger
Linken blieben deshalb bescheiden. Jedoch: Neue Querungshil-
fen, z. B. in der Bahnhofsstraße, der Ketzerbach, am Krummbo-
gen oder in der Ockershäuser Allee konnten durchgesetzt wer-
den.

Der Verkehrsentwicklungsplan Nord und ein Leitbild für nach-
haltigen Verkehr mit Handlungsempfehlungen wurden mit re-
ger Bürgerbeteiligung erarbeitet. Aber: keine Zeile davon wur-
de umgesetzt.

Die Marburger Linke fordert:

Kurzfristige Umsetzung des Verkehrsentwicklungsplans
Nord.
Zeitnahe endgültige Einführung des Tempolimits auf der
Stadtautobahn.
Tempo 30 in der Innenstadt.

Weiterhin fordert die Marburger Linke ein Expertenhearing, das
ohne Denkverbote nachhaltige Verkehrsmodelle für Marburg
entwickelt. Ein deutlich verbesserter ÖPNV wird sicher ein we-
sentliches Element solcher Modelle sein, die mittel- und lang-
fristig umgesetzt werden sollen. Die Idee einer Regiotram soll-
te ebenso auf den Tisch wie der Rückbau oder die Übertunne-
lung der Stadtautobahn.

100 Prozent erneuerbare Energien bis 2050
Die Marburger Linke verfolgt das Ziel, den Energiebedarf Mar-
burgs bis 2050 vollständig aus erneuerbaren Energien zu de-
cken. Um dieses Ziel zu erreichen, ist umgehend ein Handlungs-
rahmen zu entwickeln. Der Maßnahmekatalog des Klimabünd-
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nisses, dem Marburg auf Antrag der Marburger Linken beigetre-
ten ist, kann hierfür als Vorlage benutzt werden. Konsequentes
Energiesparen, der Bau von Biomasse-Heizkraftwerken und die
energetische Optimierung der Altbausubstanz sind dabei zen-
tral.

SPD und Grüne mit Dr. Franz Kahle an der Spitze lassen sich gerne
in den lokalen Medien als Pioniere einer solaren Zukunft feiern.
Jedoch: In der Reihe der bei der Solarenergienutzung erfolg-
reichsten Kommunen („Solarbundesliga“) rangiert Marburg auf
Platz 646 von 821 Kommunen. Im gerade veröffentlichten Fa-
zit der Bewertung des Marburger Leitbildes für eine nachhalti-
ge Energiewirtschaft durch die AG Energie der lokalen Agenda
21 wird nüchtern festgestellt: Trotz „einiger Fortschritte“ bei
Fotovoltaik und Windkraft, „einiger Ansätze“ bei der rationellen
Energienutzung sowie bei Wasserkraft und Biomasse sei „ein
wirklicher Durchbruch nicht erfolgt. Die „rudimentäre Nutzung
von Kraft-Wärme-Kopplung“ sei „der größte Effizienzmangel“.

Der hochgelobte Gebäudepass wurde in anderthalb Jahren gerade
elfmal vergeben.

Die Marburger Linke fordert:

Konsequente Umsetzung des Maßnahmekatalogs des Kli-
mabündnisses.
Einrichtung einer Energie-Agentur nach dem Vorbild vie-
ler deutscher Städte.
Erstellen einer Klimaschutz- und Innovationsstrategie für
Marburg.

Dieses Kurzprogramm enthält nur einen Teil der kommunal-
politischen Positionen der Marburger Linken. Die Langfas-
sung finden Sie im Internet unter:

www.linkspartei-marburg.de
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Marburger Linke, Liste 5 wählen!
Die Marburger Linke ist ein Bündnis, das seit 1997 im Stadt-
parlament mit vier Stadtverordneten vertreten ist. Gegründet
wurde es 1996 als PDS/Marburger Linke. Unsere KandidatIn-
nen sind Mitglieder der Linkspartei, der Wahlalternative Ar-
beit und Soziale Gerechtigkeit (WASG) oder sind parteilos:

1 Henning Köster
2 Alexandra Darabos
3 Pit Metz
4 Birgit Schäfer
5 Michael Weber
6 Halise Adsan
7 Nico Biver
8 Eva Chr. Gottschaldt
9 Eckhard Kohn

10 Astrid Kolter
11 Bernd Hannemann
12 Bärbel Schwarz
13 Hartmut Lange
14 Carla Schrader
15 Dirk Ballerstädt
16 Ulrike Grünheid
17 Roland Böhm
18 Inga Philipp
19 Ludwig Luttropp
20 Marlis Bauss
21 Otto Becker

22 Karin Wölfer
23 Geronimo Bittner
24 Anka Britzkow
25 Karim Brahmi
26 Heidi Boulnois
27 Jan Schalauske
28 Heinrike Kloepfer
29 Wilfried Amediek
30 Dr. Erika Gartmann
31 Reiner Boulnois
32 Inge Sturm
33 Johannes Linn
34 Gaby Küppers
35 Michael Wickermann
36 Ulrike Eifler
37 Hans-Joachim Zeller
38 Maria Röhm
39 Ulrich Rupp
40 Susanne Wrona
41 Mike Carrie
42 Renate Bastian

43 Prof. Dr. Eckhard Rohrmann
44 Hannah Bartz
45 Stefan Schmalz
46 Ruth Wangerin
47 Peter Böcher
48 Petra Schlag
49 Matthias Blöser
50 Yvonne-Jasmin Gärtner
51 Prof. Dr. Lutz Heusinger
52 Carmen Sevigny
53 Horst Ries
54 Bernd Wangerin
55 Hanno Wolff-Könings
56 Herwig Selzer
57 Dr. Hartwig Weber
58 Georg Fülberth
59 Christian Kraus
60 Michael Weber
61 Edgar Rathmann
62 Manfred Ostler
63 Reinhard Gies

Weidenhäuser Str. 78-80, 35037 Marburg
E-mail: info@linkspartei-marburg.de

Tel.: 06421-163873, Fax 06421-175618
Spenden: Konto-Nr. 176 239 07

Volksbank Mittelhessen (BLZ 513 900 00)

Die Marburger Linke kandidiert ebenfalls zu den Ortsbeiräten
Ockershausen und Richtsberg. Sie ruft dazu auf, bei der
Kreistagswahl „Die Linke“ zu wählen.
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